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Teil I: 

Grundlagen 



§ 1 Einführung in die Untersuchung 

I. Gegenstand und Gang der Untersuchung 

1. Ausgangssituation 

Jede moderne Wirtschafts- und Rechtsordnung stellt Rechtsformen zur 
Verfügung, die eine beschränkte Haftung ihrer Mitglieder gewähren. Hin-
sichtlich kleinerer und mittelständischer Unternehmen sind das vor allem 
die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) im deutschen Recht 
und die private Company limited (Ltd.) im englischen Recht. Durch die 
Anerkennung dieser Gesellschaftsformen besteht für die Gesellschafts-
gläubiger jedoch die Gefahr, im Falle der Insolvenz wegen Zahlungsunfä-
higkeit und/oder Überschuldung der Gesellschaft ihre Forderung nicht 
durchsetzen zu können. In Deutschland haben beispielsweise im Jahr 2003 
insgesamt 39.320 Unternehmen Insolvenz angemeldet.1 Dabei handelte es 
sich in 20.034 Fällen um die Rechtsform der GmbH, welche mit großem 
Abstand auf dem „ersten" Rang der Unternehmensinsolvenzen liegt.2 

Im Fall der Gesellschaftsinsolvenz besteht regelmäßig ein Interesse der 
Gesellschaftsgläubiger, ihre Forderung gegenüber den Mitgliedern der Ge-
sellschaft geltend zu machen, um den eigenen wirtschaftlichen Verlust ab-
zuwenden. Soweit ihnen dies ausnahmsweise gelingt, ist untechnisch von 
„Durchgrif f oder „Haftungsdurchgriff ' die Rede. 

Auf der anderen Seite haben die Gesellschafter regelmäßig ein Interes-
se, den wirtschaftlichen Verlust gering zu halten. Nicht selten werden bei 
drohender Insolvenz die wirtschaftlichen Aktivitäten und ggf. Vermö-
genswerte auf eine neu gegründete Auffanggesellschaft übertragen, not-
wendige Liquidität wird der alten Gesellschaft verwehrt. 

1 Jahrbuch des Statistischen Bundesamtes 2003, S. 551 (18.6.5.). 
2 Von 39.320 Unternehmen haben weiterhin 15.041 Einzelpersonen, 3.269 Perso-

nengesellschaften, 508 Aktiengesellschaften (und KGaA) sowie 468 sonstige Rechtsfor-
men Insolvenz angemeldet. 
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2. Untersuchungsgegenstand 

Mit der vorliegenden Arbeit wird untersucht, wann und ggf. unter welchen 
Voraussetzungen das Prinzip, welches die beschränkte Haftung der Mit-
glieder der Gesellschaft gewährt (sog. Trennungsprinzip), im deutschen 
und im englischen Recht durchbrochen wird. Untersuchungsgegenstand ist 
vornehmlich der sog. Haftungsdurchgriff in beiden Rechtsordnungen, auf-
grund dessen in Ausnahme zur Haftungsbeschränkung eine persönliche 
Haftung der Gesellschafter ermöglicht wird. Es werden aber nicht alle aus 
dem deutschen Recht bekannten Fallgruppen des Durchgriffs auf den 
Rechtsvergleich erstreckt. Der Untersuchungsschwerpunkt wird auf Fallva-
rianten der Haftung beschränkt, deren Anknüpfung in einer unzureichen-
den Finanzierung der Gesellschaft zu sehen ist. Als unzureichende Finan-
zierung der Gesellschaft werden im Rahmen dieser Arbeit zwei Fall-
gestaltungen angesehen: eine von den Gesellschaftern veranlasste finan-
zielle Ressourcenverwehrung (Unterkapitalisierung) oder einen nachträgli-
chen Ressourcenabzug (Vermögensabzug). In beiden Fällen stellt sich die 
Frage, wie sich die aufgrund der finanziellen Situation der Gesellschaft 
bestehende Risikoverlagerung zulasten der Gesellschaftsgläubiger auf die 
Haftung der Gesellschafter auswirkt. Untersuchungsgegenstand ist dem-
entsprechend der Zusammenhang zwischen vorgenannten Finanzierungs-
gesichtspunkten und der für das Kapitalgesellschaftsrecht in beiden 
Rechtsordnungen atypischen Gesellschafterhaftung aufgrund des sog. Haf-
tungsdurchgriffs. 

Wie insbesondere die in diesem Kapitel dargestellten terminologischen 
Unterschiede des Durchgriffs zeigen, besteht bei der Beschreibung des 
Untersuchungsgegenstandes als Haftungsdurchgriff die Gefahr der Unge-
nauigkeit und fehlenden Konkretisierung. Dies soll dadurch umgangen 
werden, dass mit K. Schmidt zwischen DurchgriffsproWew und Durch-
griffs wez/ioc/e unterschieden wird.3 

Neben Haftungsfragen ergeben sich auch andere Probleme aus der Ver-
wirklichung des Trennungsprinzips. So wird im deutschen Recht bei-
spielsweise überwiegend zwischen Haftungsdurchgriff und Zurechnungs-
durchgriff unterschieden. Bei Letzterem steht die Frage im Mittelpunkt, ob 
der juristischen Person die Verhältnisse, Erklärungen, Eigenschaften, Ken-
ntnisse und Fähigkeiten ihrer Gesellschafter zugerechnet werden.4 Er-
scheinungsformen des Durchgriffs, die nicht die Haftung der Mitglieder 
der Gesellschaft zum Gegenstand haben, werden an gegebener Stelle ein-
bezogen, um eine klare Abgrenzung zum Haftungsdurchgriff herzustellen. 

3 K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 9 II 3 a). Siehe dazu insbesondere § 1 II 3. 
4 Scholz/Emmerich, GmbHG, § 13, Rn. 59 und 68. 
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Hinsichtlich der Rechtsform wird die Arbeit auf die in der Praxis am 
häufigsten vorkommenden Kapitalgesellschaften, die deutsche Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung und die englische private Company limited, be-
schränkt. Als „englisches Recht" ist im Verlauf dieser Arbeit das Recht zu 
verstehen, welches in England und Wales Anwendung findet.5 

Aus Sicht des deutschen Rechts ergibt sich ein besonderes Interesse an 
diesem Untersuchungsgegenstand aufgrund des durch den BGH eingeleite-
ten Rechtsprechungswandels zur Haftung im qualifiziert faktischen 
GmbH-Konzern.6 Nunmehr besteht eine konzernunabhängige Gesellschaf-
terhaftung für existenzvernichtende Eingriffe. Im Zuge dieser Rechtspre-
chung wird erneut das Problem der Unterkapitalisierung als Fallgruppe des 
Haftungsdurchgriffs diskutiert. Die seit langer Zeit bekannte Diskussion 
um den Durchgriff erlebt insoweit einen neuen Höhepunkt.7 

Das Interesse an einer rechtsvergleichenden Untersuchung der Haf-
tungslagen im deutschen und englischen Recht ergibt sich aus der jüngsten 
kollisions- und europarechtlichen Entwicklung zur Verlegung des Gesell-
schaftssitzes innerhalb Europas. Im Zuge dieser Entwicklung ist der engli-
schen private Company limited (Ltd.) wegen der im Vergleich zur deut-
schen Rechtslage als liberal empfundenen Regelungen besondere Be-
achtung beigemessen worden. 

Nach der jüngsten Rechtsprechung des EuGH verstoßen Zuzugsbe-
schränkungen nationaler Rechtsordnungen gegenüber einer nach ausländi-
schem Recht gegründeten Gesellschaft, die ihre Geschäftstätigkeit in ei-
nem anderen Mitgliedsstaat ausübt, regelmäßig gegen die europäische 
Niederlassungsfreiheit. Der EuGH hat sich bereits in Urteilen „Daily Mail" 
und „Centros" sowie jüngst in Sachen „Überseering" und „Inspire Art" mit 
der Niederlassungsfreiheit für Gesellschaften nach Artikel 43 und 48 EG 
beschäftigt und zuletzt eine extensive Auslegung vertreten.8 Zumindest im 
Anwendungsbereich des EG-Vertrages (und wegen der vergleichbaren 
Niederlassungsfreiheit auch im Rahmen des Freundschafts-, Handels- und 
Schifffahrtsvertrages zwischen der BRD und den USA9) hat der BGH in 

So auch Triebel/Hodgson/Kellenter/Müller, Englisches Handels- und Wirtschafts-
recht, Rn. 1222. 

6 Siehe etwa BGHZ 149, 10 ff. = NJW 2001, 3622 ff. („Bremer Vulkan"); BGHZ 
151, 181 ff. = NJW 2002, 3024 ff. („KBV"). 

7 Ulmer spricht in diesem Zusammenhang von einer „Neubelebung des Durch-
griffskonzepts" (Ulmer, JZ 2002, 1049). 

8 EuGH, NJW 1989, 2186 ff. (Rs. C-81/87 „Daily Mail"); EuGH, NJW 1999, 2027 
ff. (Rs. C-212/97 „Centros"); EuGH, ZIP 2002, 2037 f. = DB 2002, 2425 f. (Rs. C-
208/00 „Überseering"); ZIP 2003, 1885 f. = DB 2003, 2219 f. (Rs. C-167/01 „Inspire 
Art"). Für die Unterscheidung zwischen Zuzugs- und Wegzugsbeschränkung siehe etwa 
BayObLG, GmbHR 2004, 490 ff. m.w.N. 

9 BGHZ 153, 353. 
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Folge dieser Rechtsprechung des EuGH hinsichtlich der Anerkennung 
ausländischer Gesellschaften die sog. Sitztheorie, nach welcher sich das 
anwendbare Recht nach dem tatsächlichen Sitz der Hauptverwaltung rich-
ten würde10, aufgegeben.11 Diese Rechtsprechungsentwicklung führte zu 
einer Anzahl kaum überschaubarer Veröffentlichungen in deutschen Fach-
zeitschriften. In dem eingeleiteten Wettbewerb der europäischen Rechts-
ordnungen wurde schnell die englische private Company limited (Ltd.) als 
größte Konkurrenz der deutschen GmbH ausgemacht.12 

Da sich nach der jüngsten Rechtsprechung des BGH Probleme des Haf-
tungsdurchgriffs bei ausländischen Gesellschaften, die eine Geschäftstä-
tigkeit in Deutschland ausüben, nach dem Gründungsstaat richten soll13, ist 
eine rechtsvergleichende Untersuchung dieser Frage vor dem Hintergrund 
der aktuellen deutschen Diskussion zum Durchgriff besonders reizvoll. Die 
Rechtsformen GmbH und Ltd. bieten sich wegen ihrer grundsätzlich ver-
schiedenen finanziellen Ausgangssituation bei Gesellschaftsgründung zur 
hier maßgeblichen Fragestellung besonders an. 

Im Laufe der Erstellung dieser Arbeit ist die Dissertation von Oliver 
Siebert, Die Durchgriffshaftung im englischen und deutschen Recht, Das 
Konzept der juristischen Person und seine Grenzen, erschienen. Wie be-
reits der Untertitel andeutet, grenzt sich der Untersuchungsgegenstand von 
der hier maßgeblichen Fragestellung deutlich ab. Siebert untersucht das 
Konzept der juristischen Person und dessen Grenzen im Hinblick auf Haf-
tungsfragen. Dabei geht er vor allem einem möglichen Zusammenhang 
zwischen dem Verständnis der juristischen Person und der Gestaltung der 
Durchgriffshaftung nach.14 Insoweit ist auch das Verständnis des Durch-
griffs auf diese institutionelle Fragestellung begrenzt. Der Durchgriff wird 
lediglich als (partielle) Ausblendung des Rechtsträgers verstanden. 

Dieser mögliche Zusammenhang zwischen der theoretischen Auseinan-
dersetzung des Konzepts der juristischen Person und dem Haftungs-
durchgriff soll hier nicht weiter vertieft werden. Wie zu zeigen sein wird, 
kann sich der Durchgriff nicht ausschließlich als (partielle) Ausblendung 
der juristischen Person vollziehen. Dementsprechend wird im Rahmen 
dieser Arbeit der Durchgriff auch nicht lediglich als Grenze der Rechtsper-
sönlichkeit der juristischen Person verstanden.15 Des Weiteren erfolgt hier 

10 BGHZ 52 181, 183; BGHZ 78, 318, 334; BGHZ 97, 269; BGH, NJW 1996, 55. 
" BGHZ 154, 185 f. 
12 Siehe etwa Britain/Hirsch, NZG 2003, 1100 ff.; Schuhmann, DB 2004, 743 ff.; 

Kallmeyer, DB 2004, 636 ff.; Burg, GmbHR 2004, 1379 ff.; Ebert/Levedag, GmbHR 
2003, 1337 ff.; Triebet, BB 2004, S. VI ff. jeweils m.w.N. 

13 BGH, DB 2004, 1984 f. 
14 Siebert, Durchgriffshaftung im englischen und deutschen Recht, S. 19. 
15 Siehe dazu insbesondere § 6 III. 
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eine Eingrenzung auf bestimmte Fälle des Haftungsdurchgriffs bei den 
vorbenannten Rechtsformen. 

3. Gang der Untersuchung 

Inhaltlich gliedert sich die Arbeit in drei Teile: Teil 1: Grundlagen (§§ 1-
4); Teil 2: Der Durchgriff (§ 5 und § 6) und Teil 3: Unterkapitalisierung 
und Vermögensentzug (§ 7 und § 8). Anschließend werden die zentralen 
Arbeitsergebnisse zusammengefasst (§ 9). 

Es erscheint für den Untersuchungsgegenstand notwendig, in den 
Grundlagen zunächst auf Grundzüge des Rechts der englischen Ltd. (§ 2) 
einzugehen. Sodann werden die Verwirklichung des Trennungsprinzips in 
beiden Ländern (§ 3) und die haftungsrechtliche Ausgangssituation beider 
Gesellschaften (§ 4) untersucht. Im zweiten Teil der Arbeit stehen die Ab-
grenzung von Haftungsfragen zu anderen Erscheinungsformen des Durch-
griffs (§ 5), entsprechende Konzepte zur Lösung von Durchgriffsproble-
men sowie die Herausarbeitung des methodischen Vorgehens (§ 6) im Vor-
dergrund. 

Gegenstand des dritten Teils der Arbeit ist die Untersuchung des Beste-
hens bzw. Nichtbestehens einer Finanzierungsfolgenverantwortung der 
Gesellschafter aufgrund eines Haftungsdurchgriffs. Diesbezüglich wird zu-
nächst untersucht, wie sich die finanzielle Ressourcenverwehrung (§ 7 
Unterkapitalisierung) auf den Haftungsdurchgriff auswirkt. Anschließend 
wird der finanzieller Ressourcenabzug (§ 8 Vermögensabzug) behandelt. 

Die Untersuchung wird im Wesentlichen anhand eines funktionalen 
Rechtsvergleichs16 vorgenommen. Die Darstellung in den einzelnen Prob-
lembereichen wird weit überwiegend anhand der Länderberichtsmethode 
erfolgen. Insbesondere im zweiten Teil der Arbeit soll jedoch auch die in 
beiden Rechtsordnungen entwickelte Methodik des Durchgriffs analysiert 
werden, um eine abschließende Beschreibung des Haftungsdurchgriffs im 
Rahmen dieser Arbeit zu ermöglichen. 

II. Terminologische Unterscheidungen 

Bei der Auseinandersetzung mit Durchgriffsproblemen stellt sich zunächst 
eine Schwierigkeit terminologischer Art. Der Terminus Durchgriff bzw. 
entsprechende Äquivalente werden in Rechtsprechung und Literatur teil-
weise uneinheitlich gehandhabt. Wenngleich terminologische Fragen keine 
Sachprobleme lösen, soll die unterschiedliche Verwendung der Begriff-
lichkeiten überblicksartig veranschaulicht werden. 

16 Zweigert/Kötz, Rechtsvergleichung, § 3 II. 
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1. Deutschland 

Dem Begriff Durchgriff wird in Anlehnung an die dogmatische Einord-
nung17 zum Teil ein weites oder enges Verständnis beigemessen. Dement-
sprechend kann der Terminus die Nichtbeachtung des Trennungsprinzips 
im Einzelfall die Durchbrechung der Selbständigkeit der juristischen Per-
son in personeller und vermögensrechtlicher Hinsicht18 oder lediglich den 
Verlust des Haftungsprivilegs19 bezeichnen. 

Weit überwiegend ist die Unterscheidung zwischen echtem und unech-
tem Durchgriff oder Durchgriff im engeren und weiteren Sinne zu finden. 
Beide Begriffspaare werden i.d.R. synonym für einander verwendet. 

Einerseits soll im Hinblick auf den dogmatischen Ansatz unter echtem 
Durchgriff diejenige Durchgriffslehre verstanden werden, die über die 
juristische Person hinweg greift, deren Lösungskonzept also bei dem 
Rechtsträger ansetzt und die Selbständigkeit der juristischen Person nicht 
immer anerkennt.20 Erlinghagen spricht in diesem Zusammenhang davon, 
dass die juristische Person mit ihren Mitgliedern identifiziert wird, die 
Identität beider zusammengefasst wird.21 Andererseits wird unter echtem 
Durchgriff lediglich das Wegfallen der Haftungsbeschränkung des § 13 
Abs. 2 GmbHG verstanden.22 Unechter Durchgriff soll der Durchgriff sein, 
der eine Auflösung des Trennungsprinzips unterlässt.23 

Im Gegensatz zu diesem Ansatz soll die Unterscheidung zwischen ech-
tem und unechtem Durchgriff dazu dienen, diejenigen Fälle der Haftung 
aufgrund eines besonderen Verpflichtungsgrundes von denjenigen abzu-
grenzen, in denen ein solcher nicht gegeben ist.24 Diese Unterscheidung ist 
somit speziell auf Fälle der Haftung zugeschnitten. Echter Durchgriff soll 

17 Auf die unterschiedlichen theoretischen Ansätze zum Durchgriff wird in § 6 (ins-
besondere § 6 I 1 und 2) näher eingegangen. 

18 Staudinger/Weick, BGB, Einl zu § 21 ff., Rn. 37; Baumbach/llueck///uecA:/ 
Fastrich, § 13 GmbHG, Rn. 10; Hachenburg /Mertens, GmbHG, Anh § 13, Rn. 1; Medi-
cus, BGB AT, Rn. 1105; Rehbinder, FS Kübler, S. 493; K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, 
§ 9 1 la; Serick, Rechtsform und Realität der juristischen Person, S. 203; Erlinghagen, 
GmbHR 1962, 169ff; Bauschke, BB 1975, 1322 ff. 

19 Lutter/Hommelhoff, GmbHG, § 13, Rn. 5; Altmcppcn/Roth//l//rae;;pen, GmbHG, 
§ 13, Rn. 20; Wiedemann, WM Sonderbeilage 4/1975, 17 f. 

20 So z.B. K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 9 II 1. 
21 Erlinghagen, GmbHR 1962, 169, 170, wenngleich er diese Fälle nur bei tatsächli-

chen Normanwendungsproblemen anerkennt, Haftungsfragen hingegen über eine Organi-
sationsfehlerlehre lösen möchte (siehe § 6 I 2 b)). 

22 Ehricke, AcP 199 (1999), 257, 267. 
23 Ehricke, AcP 199 (1999), 257, 269. 
24 Scholz/Emmerich, GmbHG, § 13, Rn. 58; Schiessl, Münchener Handbuch, § 35, 

Rn. 4. ff.; Bitter, Konzernrechtliche Durchgriffshaftung, S. 68 mit vielen weiteren Nach-
weisen; in diese Richtung zunächst auch Erlinghagen, GmbHR 1962, 169 ff. 
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bei persönlicher Haftung der Gesellschafter der GmbH vorliegen, obwohl 
kein besonderer Verpflichtungsgrund einschlägig ist, was insbesondere bei 
Vermögensvermischung und Unterkapitalisierung der Fall sein soll.25 Liegt 
ein besonderer Verpflichtungsgrund (Vertrags-, Vertrauens- oder Delikts-
haftung) vor, ist von unechtem Durchgriff die Rede.26 

In einem ähnlichen Sinne unterscheidet Rehbinder zwischen echtem 
(der eigentlichem) und unechtem (oder uneigentlichem) Durchgriff, ohne 
diese Unterscheidung jedoch lediglich auf Fälle der Haftung zu begren-
zen.27 Echter Durchgriff soll dann vorliegen, wenn der verselbständigte 
Rechtsträger hinweggedacht oder ihm nur relative Rechtsfähigkeit zuer-
kannt wird und somit Sonderrecht der juristischen Person in Frage steht.28 

2. England 

Im englischen Recht werden Fragen des Durchgriffs in der Regel als lifting 
the corporate veil oder piercing the corporate veil bezeichnet. Diese Be-
grifflichkeiten stammen aus den Vereinigten Staaten und wurden lange 
Zeit nicht in englischen Gerichten verwendet.29 In älteren Entscheidungen 
finden sich Formulierungen wie ,,a mere fraud", „agent" oder „alter 

« 30 
ego . 

In jüngeren Entscheidungen englischer Gerichte finden sich ebenfalls 
die Begriffe lifting und piercing the corporate veil. Diese werden in der 
Regel synonym für Einschränkungen der Verselbständigung der juristi-
schen Person verwendet. Allerdings wird nicht immer eindeutig klarge-
stellt, welche Bedeutung den beiden Begrifflichkeiten beigemessen wird 
und was genau durch ein lifting oder piercing des corporate veil erreicht 
werden soll.31 

Den Begriffen wird zum Teil ebenfalls ein weiteres oder engeres Ver-
ständnis beigemessen.32 In der Entscheidung Atlas Maritime Co SA v Ava-
lon Maritime Ltd., The Coral Rose (No i / 3 wird von Richter Staughton 
eine begriffliche Zuordnung vorgenommen. Das piercing the corporate 
veil wird als (zumindest teilweise) Nichtanerkennung der juristischen Per-
son und somit in einem engeren Sinn verwendet, welcher der Bezeichnung 
des echten Durchgriffs hinsichtlich der dogmatisch methodischen Verwen-

25 Scholz/Emmerich, GmbHG, § 13, Rn. 58. 
26 Bitter, Konzernrechtliche Durchgriffshaftung, S. 68. 
27 Rehbinder, FS Kübler, S. 493 ff. 
28 Rehbinder, FS Kübler, S. 493 und 495; so auch Raiser, FS Lutter, S. 637, 638. 
29 Pickering, [1968] 31 MLR 481. 
30 Überblick bei Pickering, [1968] 31 MLR 481. 
31 Mayson, French & Ryan, Company Law, 5.2.2.1. 
32 So auch Mayson, French & Ryan, Company Law, 5.2.2. ff. 
33 [1991] 4 All ER 769 f. 
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dung im deutschen Recht entspricht.34 Das lifting the corporate veil soll 
demgegenüber die juristische Person nicht in Frage stellen. Für bestimmte 
rechtliche Zwecke soll in der Bildersprache der englischen Terminologie 
lediglich hinter den Schleier der Gesellschaft auf die Gesellschafter ge-
schaut werden.35 In anderen Entscheidungen wird jedoch auch das lifting 
the corporate veil für Fallgestaltungen verwendet, die Richter Staughton 
als piercing the corporate veil bezeichnet hat.36 Es kann somit keinem der 
Begriffe eine konkrete und eindeutige rechtliche Bedeutung beigemessen 
werden. Auf eine solche begriffliche Zuordnung wird deshalb durch Her-
vorhebung der konkreten Rechtsfolge auch zum Teil verzichtet.37 

In der englischen Literatur wird den Begriffen überwiegend ein weiteres 
Verständnis beigelegt, wobei insbesondere auch Fallgestaltungen inbegrif-
fen sind, in denen lediglich das Haftungsprivileg entfallt, die juristische 
Person als solche jedoch nicht in Frage gestellt wird.38 Es finden sich eben-
falls Bezeichnungen wie inroar und exception zur Verselbständigung der 
Gesellschaft. Zum Teil soll jedoch begrifflich lediglich dann ein Durch-
griff vorliegen, wenn die corporate entity doctrin beeinträchtigt wird.39 

Nur sehr vereinzelt ordnen englische Autoren den unterschiedlichen Be-
griffen eine konkrete inhaltliche Bedeutung hinsichtlich der zu erzielenden 
Rechtsfolge zu.40 

34 In der Entscheidung heißt es „ To pierce the corporate veil is an expression that I 
would reserve for treating the rights or liabilities or activities of a company as the rights 
or liabilities or activities of its shareholders. " In ähnliche Richtung verwendet auch 
Hanning, Company Law, S. 69 ff. den Begriff piercing the corporate veil. Siehe auch 
Mayson, French & Ryan, Company Law, 5.2.2.1. (S. 149 f.). 

35 „ To lift the corporate veil or look behind it, on the other hand, should mean to 
have regard to the shareholding in a company for some legal purpose. " Diese Termino-
logie entspricht grundsätzlich der deutschen Normanwendungslehre in der Form, dass die 
Haftungsbeschränkung nicht in die Normbetrachtung einbezogen wird (dazu § 6). 

36 So z.B. die Entscheidung Mubarak v Mubarak and others [2000] All ERep 
1797 ff. 

37 Yukong Line Ltd. of Korea v Rendsburg Investments Corp of Liberia and others 
[1998] 2 BCLC 485, 495. 

38 Farrar, Company Law, S. 69 ff.; Pennington, Company Law, S. 43 ff.; Bourne, 
Company Law, 2.2.; Goulding, Company Law, S. 53; Davies, Gower ' s Principles, S. 
148; Bauschke, Grenzen der Rechtspersönlichkeit; einschränkender schon Dierden/Barc, 
Tolley's Company Law, Division F, F 6005 ff. und Davies, Gower and Davies Principles, 
S. 176 ff. Davies versteht das lifting of the corporate veil nunmehr enger. Er klammert 
die Fälle, in denen das Haftungsprivileg aufgrund einer bestehenden gesetzlichen Rege-
lung entfallt, aus, sieht jedoch die Annahme eines Vertretungsverhältnisses als dem 
Durchgriff zugehörig an. Dies verwundert, da auch insoweit die corporate entity doctrin 
nicht beeinträchtigt wird. 

39 Mayson, French & Ryan, Company Law, 5.2.2.; Hanning, Company Law, S. 69 ff. 
40 Ottolenghi, [1990] 53 MLR 338 f. 
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3. Der „Durchgriff" als Arbeitsgrundlage 

Hinsichtlich der Verwendung des Begriffs Durchgriff bzw. Haftungs-
durchgriff in dieser Arbeit wird im Ansatz der von K. Schmidt gebrauchten 
Unterscheidung zwischen Durchgriff^oroblem und Durchgriffsmethode 
gefolgt.41 

Durchgriffsprobleme entstehen in verschiedenen Fallkonstellationen, in 
denen die Frage aufgeworfen wird, ob die juristische Person immer streng 
von ihren Mitgliedern zu trennen ist.42 Diese Probleme müssen nicht stets 
die Frage der Haftung ihrer Mitglieder betreffen. So kann sich beispiels-
weise im Rahmen der Auslegung des § 652 BGB die Frage stellen, ob dem 
formell verschiedenen Gesellschafter einer GmbH ein Maklerlohn zuste-
hen kann, wenn die GmbH Vertragspartner des „vermittelten" Vertrages 
wird. 

Erst auf zweiter Stufe stellt sich dann die Frage, ob das Durchgriffs-
problem auch durch eine Durchgriffsmethode gelöst werden muss. Durch-
griffsmethoden setzen zur Problemlösung bei der juristischen Person an. 
Diese werden im zweiten Teil der Arbeit näher untersucht und herausgear-
beitet. Der besonderen Situation einer rechtsvergleichenden Arbeit wird 
dadurch Rechnung getragen, dass bei Beschreibung der Durchgriffsmetho-
den ein funktioneller Maßstab angelegt wird. 

Terminologisch korrekt kann von einem Durchgriff bzw. Haftungs-
durchgriff erst die Rede sein, wenn das Durchgriffsproblem auch durch 
eine entsprechende Durchgriffsmethode gelöst wird. Eine abschließende 
Beschreibung des Haftungsdurchgriffs im Rahmen dieser Arbeit ist dem-
entsprechend erst am Ende des zweiten Teils möglich. Zum Teil werden 
Durchgriffsprobleme auch ohne eine Durchgriffsmethode durch allgemeine 
Normanwendung, eine an der jeweiligen Norm ansetzenden Auslegung, 
gelöst. Auf die Unterscheidung zwischen allgemeiner Normanwendung 
und Durchgriff wird in § 5 näher eingegangen. 

41 K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 9 II 3 a). 
42 K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 9 II 3 a). 
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